

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 28. Oktober 1993 

Öffentliche Sitzung

Beginn:
15.17 Uhr


                 Ende: 19.54 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.10 bis 17.30 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer



Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

1. Schriftführer/in:
Frau Halbe

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs

Ratsmitglieder:
Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf,



Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester, 

Herr Finger, Herr Gebhardt, Frau Goergens-Busch, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Halbe, 

Frau Helmig, Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Kühlmorgen, 

Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pahnke, Frau Pfitzner, 



Herr Plath, Herr Raupach, Herr Dr. Reimers, 

Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, 

Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Stein, Herr Tank, Herr Tewes, Herr Tschorn, Herr Tovar, Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:
Herr Finger, Frau Goergens-Busch, Herr Dr. Haass,

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Schalow, Herr Schulz, Herr Stein, Herr Tschorn

Es kommen später:
Frau Nitschke-Frank, Frau Schuckenböhmer

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 10 Ratsmitglieder entschuldigt haben und 2 später kommen werden, so daß zunächst 37 und später 39 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. 100. Geburtstag von Andreas Gayk am 11. Oktober 1993

Oberbürgermeister Dr.   K e l l i n g    (SPD) erinnert in seiner Gedenkre​de an das Wirken des ehemaligen Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt Kiel.

3. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) fragt zunächst an, ob Einwände be​stehen, daß Ratsfrau Halbe vertretungsweise das Amt der 1. Schriftführerin in der heutigen Sitzung übernimmt. Das ist nicht der Fall.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zuge​stellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nach​trags-Tagsordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 25. Oktober 1993 nachgeschickt und


- mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Punkt 9 n.
Organisationsuntersuchung im                  - Drs. 680 -



Personalamt und im Tiefbauamt



- von der CDU-Ratsfraktion zurückgezogen -


Punkt 17.
Einrichtungen für Hilfe zur Arbeit            - Drs. 667 -



- vom Dezernenten zurückgezogen, da bereits



im 3. Nachtrag berücksichtigt -


Punkt 19.
Überplanmäßige Ausgabe: Kinderschutzbund      - Drs. 656 -



- vom Dezernenten zurückgezogen, da bereits



im 3. Nachtrag berücksichtigt -


Punkt 36.
Organisationsuntersuchung                     - Drs. 688 -



"Verwaltungsreformmodell"



- im Magistrat vertagt -


Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.


Gemeinsame Behandlung


Im Ältestenrat bestand Einvernehmen, daß die Punkte



- 8 d. Bericht zur Hörnsanierung                              - Drs. 658 -


und die Vorlagen


- 30.
126. Änderung Flächennutzungsplan                       - Drs. 669 -




und


- 31.  Bebauungsplan Nr. 838                                   - Drs. 670 -


gemeinsam diskutiert werden.

Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlage wird einstimmig


anerkannt.


Wortmeldung zur Tagesordnung:

Stadträtin    S i e b k e    (SPD) zieht namens ihrer Fraktion den Antrag


9 a. - Drs. 647 - zurück.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

4. Einwohneranfragen


Es liegen keine Anfragen vor.

5. Aktuelle Stunde

Es sind keine Themen angemeldet worden. Die Aktuelle Stunde entfällt somit.

6. Betreff:  Bebauungsplan 318/Suchsdorf-Dorf                     - Drs. 636 -

Berichterstatter:  Frau Higgen, Vorsitzende des Ortsbeirates Suchsdorf


Antrag:
Die Stellplatzanlage - incl. Zu- und Abfahrt - wird nicht an der

Alten Dorfstraße errichtet, sondern an der Eckernförder Straße, nördlich an das Bauobjekt angrenzent und gemäß anliegendem Plan​ausschnitt.

Die Realisierung erfolgt entweder durch Änderung des Bebauungs​planes im vereinfachten Verfahren oder durch Befreiung von den Festsetzungen im B-Plan.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

7. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


- Schriftliches Material liegt nicht vor -

a) Erinnerung an die Reichsprogromnacht 


------------------------------------ 

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) teilt mit, daß zur Erinnerung an die Reichsprogromnacht 1938 auch in diesem Jahr eine Kranzniederlegung und Gedenkveranstaltung am Mahnmal der ehemaligen Kieler Synagoge statt​findet und bittet um zahlreiche Teilnahme.





Kenntnis genommen.


b) Sanierung des Freibades Katzheide





--------------------------------- 





Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) gibt zur Kenntnis, daß heute 

eine Unterschriftensammlung mit über 1.000 Unterschriften in ihrem Büro abgegeben worden ist, in der die sofortige Sanierung des Freibades Katz​heide gefordert wird.



Kenntnis genommen.

8. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Erlaß des Innenministers des Landes Schleswig-              - Drs. 655 -

Holstein zum 1. Nachtragsstellenplan 1993 

---------------------------------------------- 



Kenntnis genommen

b) Bevölkerungsvorausschätzung 1993 - 2003                     - Drs. 671 -



--------------------------------------- 



Kenntnis genommen

c) Erfahrungsbericht Kieler Woche 1993                         - Drs. 621 -



----------------------------------- 



Kenntnis genommen

d) Bericht zur Hörn-Sanierung                                  - Drs. 658 -



-------------------------- 

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) ruft bei diesem Tagesordnungs​punkt ebenfalls die Anträge zu Punkt 30. - Drs. 669 - und zu Punkt 31.

- Drs. 670 - zur gemeinsamen Behandlung, wie bei der Genehmigung der Ta​gesordnung beschlossen, auf. Die Beschlußfassung zu diesen Anträgen er​folgt ohne erneute Diskussion bei den jeweiligen Tagesordnungspunkten; das Material bleibt zur besseren Übersicht dort einsortiert.



Kenntnis genommen


e) Wirtschaftsförderungsgesellschaft



--------------------------------- 



- Schriftliches Material liegt nicht vor -

Oberbürgermeister Dr.    K e l l i n g   (SPD) gibt einen Sachstandsbe​richt zum Thema "Wirtschaftsförderungsgesellschaft" und kündigt eine ausführliche Synopse möglicher Organisationsmodelle für eine optimale Wirtschaftsförderung an.



Kenntnis genommen.

9. Anträge der Fraktion 

a) Ab- und Neuwahl im Ortsbeirat Elmschenhagen                 - Drs. 647 -



------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Aus dem Ortsbeirat Elmschenhagen wird



Frau Miriam Meetz,



Klagenfurter Weg 46, 24147 Kiel



abgewählt.

An ihre Stelle wird zum neuen Mitglied in den Ortsbeirat Elmschenhagen gewählt:



Frau Marlies Voß, 


Marienbader Str. 15, 24146 Kiel


Zurückgezogen

b) Nachwahl eines Mitglieds im Ortsbeirat Mitte                - Drs. 648 


​-------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das aus dem Ortsbeirat Mitte ausgeschiedene Mitglied


Klaus Henneberg,


Beselerallee 37 (früher Prüne 13), Kiel


wird als neuer Nachfolger


Siegfried Wohlers,


Legienstr. 22, 24103 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Nachwahl eines Mitglieds im Wirtschaftsausschuß             - Drs. 649 


​----------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das aus dem Wirtschaftsausschuß ausgeschiedene Mitglied


Susanne Kardel, 


Uhlenkrog 12, 24113 Kiel


wird als neuer Nachfolger


Hans-Miachel Biallowons,


Niemannsweg 76, 24105 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Auflistung aller städtischen Beratungsstellen               - Drs. 661 ​


sowie der mit städtischen Zuschüssen finanzierten

Beratungsstellen freier Träger 

------------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, möglichst kurzfristig eine Aufstellung aller städtischen Beratungsangebote sowie aller Beratungsstellen freier Träger, die mit städtischen Zuschüssen finanziert werden, vorzulegen.

Um eingehende Bewertungen und Vergleiche vornehmen zu können, ist der Aufstellung eine detaillierte Kosten- und Zuschußanalyse beizufügen.


Ratsfrau    S c h a t t k e    (CDU) beantragt namens ihrer Frkation


folgende Ergänzung:


"Absatz 2 des Antrages erhält folgende Fassung:

Um eingehende Bewertungen und Vergleiche vornehmen zu können, ist der Aufstellung eine detaillierte Kosten- und Zuschußanalyse sowie eine Übersicht über die Personalausstattung bzw. Planstellen beizufügen.


Diese Neufassung des zweiten Absatzes wird vom Antragsteller des Ur-


sprungsantrages übernommen.


Beschluß über Drs. 661 in der nunmehr vorliegenden Form:


Nach Antrag - mit Mehrheit 





bei 3 Gegenstimmen

e) Kommunale Verfassungsreform                                 - Drs. 662 ​hier: Regierungs- Oppositionsmodell


----------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



1. Die Diskussion um die Besetzung der Stelle des Kämmerers in Kiel hat

bislang klar gezeigt, daß das bisherige Strukturmodell der geltenden Magistratsverfassung eklatante Nachteile aufweist.



2. Durch die Besetzung des Magistrats nach dem Proporzprinzip entstehen




unklare Verantwortlichkeiten in der "Stadtregierung".



3. Für die Bürgerinnen und Bürger ist nicht erkennbar, daß absolute

Mehrheiten in der Ratsversammlung nicht automatisch den Auftrag be​inhalten, die "Regierung" zu bilden und die Politik in Vertretung der Bürgerschaft zu bestimmen.



4. Durch das Proporzprinzip werden die Fraktionen vielmehr gezwungen,

Magistratsmitglieder auf Vorschlag der jeweils anderen Fraktion mit​zuwählen, noch dazu ohne auf die Personalfindung und -entscheidung Einfluß nehmen zu können.



5. Dadurch entsteht der Eindruck, daß sich große Fraktionen gegenseitig

Posten zuschieben, ohne daß der Eindruck von Mauschelei oder Kunge​lei ausgeräumnt werden kann.



6. Ein solches untransparentes Verhalten fördert die Politikverdrossen-

heit und den häufig geäußerten Verdacht von "Selbstbedienung".



7. Durch das Proporzprinzip wird aber zugleich eine zweite Schwäche des

Strukturmodells der Magistratsverfassung deutlich: Durch die Wahl von Dezernenten der jeweils anderen Fraktion werden Magistratsmit​glieder gezwungen, Beschlüsse der Mehrheit zu vollziehen, die in vielen Fällen mit ihren politischen Ansichten kollidieren.



8. Obwohl solche Kollisionen beamtenrechtlich klar geregelt sind, zeigt

die Vergangenheit überdeutlich, daß derartige Konflikte häufig zu Lasten der Effektivität der Arbeit des Magistrats gehen, in vielen Fällen auch zur Verunsicherung der betroffenen Bürgerinnen und Bür​ger beitragen.



9. Eine Stadtregierung, die aufgrund der Struktur nur schwer "mit einer




Zunge" redet, fördert somit ebenfalls die Politikverdrossenheit.

10. Aufgrund dieser Überlegungen fordert die Kieler SPD seit vielen Jah​ren, das Proporzprinzip abzuschaffen und ein klares Regierungs- Op​positionsmodell einzuführen.

11. Daß ein solches Modell Auswirkungen auf Zahl und Amtszeit haupt- und ehrenamtlicher Mitglieder des verwaltungsleitenden Organs und auf die Verteilung der Sachgebiete haben kann, ist vorstellbar und muß im Gesetzgebungsverfahren noch geprüft werden. Mögliche Veränderun​gen dürfen aber nicht zum Verzicht auf derartige Überlegungen füh​ren.

12. Die Ratsversammlung ermutigt die Landesregierung und die Landtags​fraktionen deshalb, diese Strukturveränderung für die großen Städte

in Schleswig-Holstein aufzugreifen und in die anstehende Reform des Kommunalen Verfassungsrechts einfließen zu lassen. Damit wäre zu​gleich ein Zustand wieder hergestellt, der bis 1977 für die Magi​strate der kreisfreien Städte galt.

Unabhängig davon sollte die neue Gemeindeordnung andernfalls die Mög​lichkeit beinhalten, in kreisfreien Städten über die Zusammensetzung des Magistrats frei zu entscheiden.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

f) Abfallvermeidung                                            - Drs. 663 


​---------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird gebeten, im Rahmen der Abfallentsorgung in ausgewähl​ten Stadtbezirken einen Modellversuch zur Einführung der codierten Müll​tonne vorzubereiten.


Die Abfallsatzung der Landeshauptstadt Kiel ist entsprechend anzupassen.

Ratsherr    L ö w n e r    (SPD) beantragt namens seiner Fraktion Über-


weisung in den Umweltausschuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: einstimmig

g) Geschlechtergerechte Sprache in Satzungen                   - Drs. 673 


​und Verordnungen der Landeshauptstadt Kiel 


------------------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Der Grundsatz der Mitteilung des Oberbürgermeisters Luckhardt vom

30. Juli 1987 (Rathaus intern) wird auf die Satzungen und Verordnun​gen der Landeshauptstadt Kiel angewandt: "Die Ämter und Dienststellen der Landeshauptstadt Kiel tragen bei der Erstellung, Überarbeitung und Neuauflage von Vordrucken dafür Sorge, daß der Grundsatz der Gleichbehandlung von Frauen und Männern sprachlich zum Ausdruck kommt. Die männliche Form einer Bezeichnung kann nicht als Oberbe​griff angesehen werden, der weibliche und männliche Personen ein​schließt."

2. Bei Verordnungen und Satzungen der Landeshauptstadt Kiel, die bis zum 31.12.1995 nicht anläßlich einer Neuauflage oder Veränderung überar​beitet worden sind, sind von den Ämtern und Dienststellen bis zu die​sem Zeitpunkt gesondert nach dem obengenannten Grundsatz zu überar​beiten.


Ratsfrau    S c h a t t k e    (CDU) beantragt namens ihrer Fraktion


Überweisung an den Magistrat.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 673: Abgelehnt - mit Mehrheit

h) Konsequenzen aus dem DSD-Fiasko                             - Drs. 674 


​------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


1. Der § 11 der Kieler Abfallsatzung wird mit sofortiger Wirkung in



Kraft gesetzt.

2. Umweltdezernent Schirmer wird von seiner Aufgabe als Vorsitzender des Aufsichtsrates der MVA-Kiel GmbH zum nächstmöglichen Termin entbun​den.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

i) Städtische Zuschüsse für Mädchen- und                       - Drs. 675 ​


Frauenprojekte


------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die von der Stadt Kiel getragenen bzw. bezuschußten Mädchen- und Frauen​projekte werden von der am 7. Juli 1993 verfügten 10 %igen Haushalts​sperre ausgenommen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

j) Entwicklung der Stadtwerke Kiel als                         - Drs. 676 ​Energiedienstleistungsunternehmen


----------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Vertreteter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafter/innen​versammlung wird beauftragt, in bezug auf die zukünftige Energiepolitik der Stadtwerke Kiel - ggf. auf dem Wege von Veränderungen der entspre​chenden Vertragsgrundlagen - folgende Ziele umzusetzen:

1. Die Stadtwerke Kiel bieten den Umlandgemeinden zukünftig keine Gasdi​rektversorgung mehr an. Im Rahmen von Energiedienstleistungspaketen wird den Umlandgemeinden die Erstellung von Blockheizkraftweren (BHKW) im Verbund mit dem Aufbau von Nahwärmenetzen angeboten.

2. Den Einspeiser/innen von Überschußstrom insbesondere aus Blockheiz​kraftwerken werden Vergütungen gezahlt, die sich an den tatsächlichen Marktverhältnissen bzw. am Prinzip der jeweils vermiedenen Kosten orientieren.


Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG und die


dort Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Ratsherr   L ö w n e r    (SPD) beantragt namens seiner Fraktion Über-


weisung in den Wirtschaftsausschuß.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Mit Mehrheit

k) Baulicher Zustand der städtischen                           - Drs. 677 


​Alten- und Pflegeheime


--------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Der Magistrat wird aufgefordert, bis zur Sitzung der Ratsversammlung am


25. November einen Bericht zu folgenden Fragen vorzulegen:

1. Welcher Bauunterhaltungsbedarf besteht bei den städtischen Alten- und Pflegeheimen?

2. Wie haben sich die Ausgaben für die Bauunterhaltung der städtischen

Alten- und Pflegeheime in den vergangenen 10 Jahren entwickelt?

3. Welche substanzerhaltenden Maßnahmen sind für welche Zeitpunkt vorge​sehen?


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

l) Nachwahl eines Mitglieds für einen Ausschuß                 - Drs. 678 


​im Städtetag Schleswig-Holstein


------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Für das aus dem Ausschuß für Wirtschaft, Verkehr und Raumordnung des Schleswig-Holsteinischen Städtetages ausgeschiedene Mitglied Hans-Jürgen Nieländer wird



Frau Karin Halbe,



Flensburger Str. 87, 24106 Kiel



als neues Mitglied gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

m) Überprüfung und Darlegung gesetzlicher und                  - Drs. 679 ​rechtlicher Verpflichtungen



------------------------------------------ 



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt, bis zur Sitzung der Ratsversammlung am 16./17. Dezember 1993 einen Bericht vorzulegen, aus dem sich ergibt

- welche Aufgaben die Stadt Kiel aufgrund gesetzlicher oder rechtlicher Verpflichtungen zu erfüllen hat (getrennt nach Dezernaten unter Benen​nung der einschlägigen Gesetze oder Verträge etc.);

- welche Aufgabenpositionen - getrennt nach Personal- und Sachkosten ​sich diesen gesetzlich auferlegten oder sonstigen rechtlichen Ver​pflichtungen zuordnen lassen;

- von welchen Ämtern, Eigenbetrieben, städtischen Eigengesellschaften oder Privaten (z. B. freien Trägern) die gesetzlich auferlegten Aufga​ben oder rechtlichen Verpflichtungen erledigt werden, wobei aufgezeigt werden soll, wieviele Personen mit der Aufgabenerledigung beschäftigt sind;

- welche der gesetzlich auferlegten Aufgaben hoheitlich und von Beamten wahrgenommen bzw. erledigt werden müssen.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

n) Organisationsuntersuchung im Personalamt                    - Drs. 680 


​und im Tiefbauamt



---------------------------------------- 



- Material wird nachgereicht -



Zurückgezogen

10. Betreff:  3. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt    - Drs. 584 





​Kiel für das Haushaltsjahr 1993 und Nachtrags-

wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1993


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:





    3. NACHTRAGSHAUSHALTSSATZUNG DER LANDESHAUPTSTADT KIEL




FÜR DAS HAUSHALTSJAHR 1993

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversammlung vom 28. Oktober 1993 mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:

§ 1

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden





und damit der Gesamtbetrag erhöht
    vermindert

    des Haushaltsplanes






um
        um

  einschl. der Nachträge  








gegenüber
 nunmehr









bisher   festgesetzt










auf






DM
        DM

  DM
       DM      

1. im Verwaltungshaushalt



die Einnahmen

32.730.700
        -          1.120.988.300 1.153.719.000



die Ausgasben

40.323.800
        -          1.144.306.400 1.184.630.200

2. im Vermögenshaushalt



die Einnahmen


-
    4.109.800        214.305.900
210.196.100



die Ausgaben


-
    4.109.800        214.305.900
210.196.100







§ 2

Es werden neu festgesetzt:

1. Der Gesamtbetrag der Kredite von bisher 86.436.700 DM auf

        86.659.400

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen



von bisher 92.855.700 auf




        68.447.700

3. Der Höchstbetrag der Kassenkredite von bisher 180.000.000 auf

       220.000.000.







§ 3

Mit dem Nachtragswirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses werden









und damit der Gesamtbetrag





erhöht
    vermindert

  des Wirtschaftsplanes






um
        um

  einschl. der Nachträge  








gegenüber
 nunmehr









bisher
festgesetzt auf       bisher        festgesetzt






DM
        DM

 DM
      DM       

1. im Erfolgsplan



die Erträge

 601.400
                     115.828.600
116.430.000



die Aufwendungen

 601.400
                     115.828.600
116.430.000

2. im Vermögensplan



die Einnahmen

 750.000


3.609.900
  4.359.900



die Ausgaben

 750.000


3.609.900
  4.359.900

Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am                erteilt.

Kiel, den



Der Oberbürgermeister


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

11. Betreff:  Änderung der Geschäftsordnung für die                - Drs. 665 ​




Ortsbeiräte der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Ratsherr Biallowons/Stadtrat Diesel


Antrag:
1. Dem als Anlage beigefügten 1. Nachtrag zur Geschäftsordnung

für die Ortsbeiräte der Landeshauptstadt Kiel, der das Verfah​ren der Beteiligung der Ortsbeiräte im Bauleitplanverfahren regelt, wird zugestimmt.

2. Nach Ablauf eines Jahres wird geprüft, ob dieses Verfahren sich bewährt hat.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

12. Betreff:  Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe bei        - Drs. 666 ​




der Haushaltsstelle 002/654 - Reisekosten, Wegstreckenentschädigung -




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des







Magistrats


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 GO vom




6. Oktober 1993 - Punkt 6 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö​he von 11.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 002/654 - Reiseko​sten, Wegstreckenentschädigung -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 901/0410 - Gemeindeschlüsselzuwei​sung -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Einrichtung eines Sozialzentrums in Elmschenhagen    - Drs. 624 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
1. Das Amt für Bürgerangelegenheiten und Zentrale Dienste wird

beauftragt, rd. 700 m  Nutzfläche im Erdgeschoß zum Preis von rd. 194.000,-- DM jährlich (zuzüglich Heiz- und Nebenkosten) in dem noch zu errichtenden Gebäude Haselbusch 8-12 zum Be​trieb eines Sozialzentrums anzumieten.

2. Das Sozialdezernat verpflichtet sich, die dafür erforderliche Miete im Rahmen der Budgetierung durch Einsparungen im eigenen Haushalt zu finanzieren.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Organisationsuntersuchung in der Abteilung "Hilfe    - Drs. 645 ​



außerhalb von Einrichtungen"(40.3) des Sozialamtes


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
a. Dem Ergebnis der Personalbedarfsberechnung der Organisations-

abteilung, die insgesamt 12,5 neue Planstellen vorsieht, wird zugestimmt. Davon entfallen 11,5 Planstellen auf Sachbearbei​ter/innen und 1 Planstelle auf eine/n zusätzliche/n Arbeits​gruppenleiter/in.

b. Der Personalbedarfsberechnung für die Abt. 40.3 werden künftig die neuen "Fallzahlen" zugrunde gelegt. Anzugeben ist ab so​fort von




130 Fällen für Hilfe zum Lebensunterhalt (HzL) (alt: 140) 




140 Fällen für Hilfe in besonderen Lebenslagen (HibL)




(alt: 150)


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

15. Betreff:  Beschaffung eines Radladers für die Abfalldeponie    - Drs. 652 ​



Schönwohld


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei

der HHSt. 721.000.9350 - Fahrzeuge und sonstige Transportmittel ​in Höhe von 75.000,-- DM.

Die Mehrausgabe wird gedeckt durch eine außerplanmäßige Einnahme in Höhe von 75.000,-- DM bei der neu einzurichtenden



HHSt. 721.000.345 - Aus der Veräußerung beweglicher Sachen -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Namensänderung der Toni-Jensen-Schule,               - Drs. 651 



​Grund- und Hauptschule


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Die Toni-Jensen-Schule, Grund- und Hauptschule, erhält den Namen

"Toni-Jensen-Grundschule, Ganztagsschule der Landeshauptstadt Kiel".


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Einrichtungen für Hilfe zur Arbeit                   - Drs. 667 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgenden überplanmäßigen Ausgaben im Unterabschnitt 436 - Ein-

richtungen für Hilfe zur Arbeit - wird zugestimmt.

HHSt./Bezeichnung                                    Betrag/DM 436.532 - Miete für Geräte und Fahrzeuge             50.000 436.540 - Grundsteuern und Grundstücksabgaben        18.000 436.542 - Wasser-, Gas- und Strombezug               18.000 436.546 - Sonstige Bewirtschaftungskosten            25.000 436.572 - Sonstige Verbrauchsmittel                  75.000

Die Ausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei der HHSt. 436.174 - Zuweisungen vom sonstigen öffentlichen Bereich -.


Zurückgezogen

18. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe: Finanzierung des             - Drs. 654 ​Kinderhauses Russee der Arbeiterwohlfahrt -

Genehmigung einer Eilentscheidung des Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Zustimmung des Magistrats wird genehmigt:

Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushalts​stelle 4640.207.987 - An die Arbeiterwohlfahrt für Kindertages​heim Russee - in Höhe von 404.700 DM



Sie wird gedeckt durch

- 238.000 DM Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 4640.208.987 - An die Arbeiterwohlfahrt für Kindertagesheim Elmschenhagen

- 166.700 DM Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 4640.252.987 - An den Kirchenkreis Kiel für den Neubau des Kindertagesheims Calvinstraße -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe: Förderung des Deutschen      - Drs. 656 ​Kinderschutzbundes Ortsverband Kiel (DKSB)



HHSt. 4551.760 - Hilfen außerhalb von Heimen


Berichterstatter:  Frau Rutz


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei den DKSB in Höhe

von 54.900,-- DM bei der Haushaltsstelle 4551.760 - Hilfen außer​halb von Heimen - wird zugestimmt.



Die Mehrausgaben werden gedeckt durch:

a) Mehreinnahmen bei der HHSt. 4551.1612 - Vom Land im Rahmen der quotalen Beteiligung - in Höhe von 13.300,-- DM




und 

b) Minderausgaben bei der HHSt. 4640.7000 - Betrieb von Kinder​gärten und Kinderbetreuungsstätten - in Höhe von 41.600,--DM.

Die im Entwurf zum 2. Nachtragshaushaltsplan 1993 angemeldeten Mittel bei der HHSt. 4551.770 in Höhe von 54.900,-- DM sind somit abzusetzen.


Zurückgezogen

20. Betreff:  Neuwahl eines Mitgliedes des                         - Drs. 657 ​Jugendhilfeausschusses


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Als Nachfolger für den aus dem Jugendhilfeausschuß ausgeschiede-

nen Herrn Kai Schnoor wird Herr Michael Just gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 699 für das Baugebiet Kiel -       - Drs. 637 



​südliche Innenstadt, Gablenzstraße, Sophienblatt,



Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände und

Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 305 (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel - südliche Innenstadt, Gablenzstraße, So-

phienblatt, Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände wird der Bebauungsplan Nr. 699 entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Entwurf beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 305 (Baugebiet: "Rondeel") für das Bau​gebiet Kiel - südliche Innenstadt, zwischen Rondeel, Bundesbahn​gelände und Alte Lübecker Chaussee entsprechend dem in der Sit​zung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 743 und teilweise Aufhebung des    - Drs. 638 ​Bebauungsplanes Nr. 305 für das Baugebiet Kiel -

südliche Innenstadt, Johann-Meyer-Straße, Rondeel, Hamburger Chaussee, nördlich Bundesbahnstrecke Kiel-Eckernförde, östlich Bodelschwinghhaus (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
I.  Die während der öffentlichen Auslegung vom 28.05.90 bis

28.06.90 und während dem Verfahren nach § 3 Abs. 3 Baugesetz​buch (eingeschränkte Beteiligung) vorgebrachten Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes 753 von




a) der Stadtwerke Kiel AG





werden berücksichtigt;

b) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Kreisgruppe Kiel,




c) der Philipp Holzmann AG, Saarbrückensstr. 54, Kiel

werden teilweise berücksichtigt;




d) der Oberpostdirektion Kiel





werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel - südliche Innenstadt, Johann-Meyer​Straße, Rondeel, Hamburger Chaussee, nördlich Bundesbahn​strecke Kiel-Eckernförde, östlich Bodelschwinghhaus wird der Bebauungsplan Nr. 743 entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereichs aus dem Bebauungsplan Nr. 305 mit dem Baugebiet Rondeel für den Bereich Kiel-südliche Innenstadt, Johann-Meyer-Straße, Rondeel, Hamburger Chaussee, nördlich Bundesbahnstrecke Kiel​Eckernförde, östlich Bodelschwinghhaus entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.




Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Stadtwerke Kiel AG sowie die dort

Beschäftigten wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.

Ratsherr    T a n k    (DIE GRÜNEN) stellt folgenden Ergänzungsantrag:

"a) Die Verwaltung wird beauftragt, eine Wohnnutzung  rechtlich verbindlich im B-Plan Nr. 743 festzuschreiben.


b) Die Sanierung der Flächen muß in jedem Falle so erfolgen, daß Kinder




dort spielen und sich aufhalten können."


Beschluß über diesen Ergänzungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Ursprungsantrag - Drs. 638: Mit Mehrheit - 








bei 2 Enthaltungen

23. Betreff:  123. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt    - Drs. 639 





​Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in

Kiel-Pries, zwischen Friedrichsorter Straße und





Koppelberg (endgültiger Beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Pries, zwischen Friedrichsorter Straße

und Koppelberg wird die 123. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.





Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Anordnung und Einleitung des Umlegungsverfahrens     - Drs. 640 ​





Nr. 21 in Kiel-Kronsburg/Poppenbrügge, östlich der

Barkauer Straße, westlich der Grundstücke an der





Straße Reesenberg


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für ein Teilgebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 737

Teil I (Baugebiet: Kiel-Kronsburg/Poppenbrügge, östlich Barkauer Straße, nördlich der Flurstücke 35/47, 35/52, 35/60, 35/61 und 75, westlich der Straße Reesenberg, nördlich der Flurstücke 92 und 42/4) mit den folgenden Grundstücken:






Flur: Moorsee 1





Lage

Flurstück
Grund-
Bestands-









buch-Bl.
Nr.       





Barkauer Str.

36/3 tlw.
35062
61101





Barkauer Str. 61

39/21 tlw.
24796
61118





Barkauer Str. 63

39/19 tlw.
35187
61116





Barkauer Str. 65

39/17 tlw.
18597
61115





Hinter Barkauer Str. 63/65  39/7

35173
61117





Barkauer Str. 67/67 a

39/11 tlw.
35785
61061





-

-

35786
-





Barkauer Str. 69

39/15 tlw.
35065
61107





Hinter Barkauer Str. 71

39/33

38718
61521





Hinter Barkauer Str. 71

39/31

38722
61069





Hinter Barkauer Str. 71

39/32

38722
61069





Hinter Barkauer Str. 71

39/30

38722
61069





Hinter Barkauer Str.

39/35

19783
61058





Hinter Barkauer Str. 75

39/34

19783
61058





Hinter Barkauer Str. 73

39/25

29478
61472



Hinter Barkauer Str. 73
39/29

35052
61073



Hinter Barkauer Str. 73
39/28

35052
61073



Barkauer Str. 73

39/27 tlw.

35052
61073



Hinter Barkauer Str. 75
40/39

   23
61064



Hinter Barkauer Str. 77
40/41

   23
61064



Hinter Barkauer Str. 77
40/40

   23
61064



Hinter Barkauer Str. 77
40/20

41877
61548



Hinter Barkauer Str. 77
40/19

41877
61548



Barkauer Str. 77

40/23

34949
61065



Barkauer Str. 77

40/43

   23
61064



Barkauer Str. 77

40/42

34949
61065



Barkauer Str.

40/12

24796
61039



Barkauer Str.

0/31

38663
61519



Barkauer Str.

40/14

24796
61039



Barkauer Str.

40/25

39286
61532



Barkauer Str.

40/27

35355
61185



Barkauer Str.

40/28

35355
61185



Barkauer Str.

40/29

35355
61185



Barkauer Str.

40/30

38663
61519



Barkauer Str.

40/26

39286
61532



Hinter Barkauer Str. 81
40/36

35355
61185



Hinter Barkauer Str. 81
40/37

35355
61185



Hinter Barkauer Str. 81
40/35

35355
61185



Hinter Barkauer Str. 81
40/34

35355
61185



Hinter Barkauer Str. 81
40/33

35355
61185



Hinter Barkauer Str. 81
40/32

35355
61185



Hinter Barkauer Str. 85/87  41/7

32358
61056



Barkauer Str. 89

41/2 tlw.

34946
61057



Hinter Barkauer Str. 91
41/4

35335
61249



Hinter Barkauer Str. 91
288/41

34946
61057

wird die Umlegung gem. §§ 46 Abs. 1 und 47 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom
8. Dezember 1986 (BGBl I, S. 2253),

zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I, S. 466), angeordnet und durch Umlegungsbeschluß eingeleitet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Anordnung und Einleitung des Umlegungsverfahrens     - Drs. 641 



​Nr. 22 in Kiel-Kronsburg, Poppenbrügger Weg,



Reesenberg


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für ein Teilgebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 709

(Kiel-Kronsburg, südlich Poppenbrügger Weg, westlich Reesenberg, östlich des Grundstücks der Kreuzkirchengemeinde, nördlich Flur​stück 81) mit den folgenden Grundstücken



Lage
Flur  Flurstück
Grundbuch
Bestands-







Bd.  Bl.
Nr.        



Poppenbrügger Weg 10
N 9

140 tlw.
30
840
21889



Poppenbrügger Weg 12
N 9

139 tlw.
-
39526
22050



Poppenbrügger Weg 14
N 9

139 tlw.
-
2471
21993



Poppenbrügger Weg 16
N 9

137 tlw.
36
1023
22072



Hinter



Poppenbrügger Weg 18
N 9

247
-
33441
22048



Poppenbrügger Weg 20
N 9

135 tlw.
-
24485
22577



Poppenbrügger Weg 22
N 9

134 tlw.
44
1243
22275



Poppenbrügger Weg 24
N 9

133 tlw.
30
841
21890



Hinter Reesenberg 2
N 9

241


30371
22004



Reesenberg 4
N 9

128 tlw.
36
1022
22071



Reesenberg 6
N 9

127 tlw.
37
765
21813



Reesenberg 8
N 9

292 tlw.
-
25049
21997



Hinter Reesenberg 8    N 9   230         -    25048   23396

wird die Umlegung gem. §§ 46 Abs. 1 und 47 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I, S. 2253), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I, S. 466), angeordnet und durch Umlegungsbeschluß eingeleitet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  Verkabelungskonzept Rathaus                          - Drs. 642 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Dem vorliegenden Konzept "Verkabelung Rathaus" wird zuge-




stimmt.

2. Die Gesamtkosten von 1.400.000,-- DM werden ab 1994 in vier Jahresraten   350.000,-- DM aufgeteilt, von denen

120.000,-- DM aus den Sammelnachweisen für bauliche Unterhal​tung (SN 500 und 501) entnommen werden, während 230.000,-- DM bei einer neu einzurichtenden Haushaltsstelle ausgewiesen wer​den müssen.

3. Der Beschluß zu 2. ergeht vorbehaltlich der jeweiligen Haus​haltsberatungen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Teileinziehung der westlichen Hafenstraße            - Drs. 643 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, den westlichen Ab-

schnitt der Hafenstraße zwischen Holstenstraße und Andreas-Gayk​Straße gem. § 8 Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl.  Schleswig-Holstein, S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schleswig-Holstein, S. 44) für den öffent​lichen Verkehr einzuziehen. Ausgenommen bleibt der Fußgänger- und Lieferverkehr.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 653 ​



75.408.952 - Feuerbestattung und Friedhöfe; Ausbau

weiterer Belegungsfelder auf dem Ostfriedhof hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des 

Magistrats


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 S. 3 GO



vom
22.09.1993 - Punkt 7 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 75.408.952 - Feuerbestattung und Friedhö​fe; Ausbau weiterer Belegungsfelder auf dem Ostfriedhof - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 33.370,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 75.311.952 - Ausbau weiterer Grabfelder auf dem Nordfriedhof.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Vereinbarungen zur Verbesserung der Verkehrs-        - Drs. 568 ​verhältnisse auf dem Ostufer der Kieler Förde




hier: Vereinbarung zum Bau der B 502

Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling/Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Bund und dem Land Schles-

wig-Holstein auf der Basis des modofizierten Entwurfes (Anlage 1) kurzfristig eine Vereinbarung zur Baudurchführung der B 502 zu schließen. Der betreffende Beschluß der Ratsversammlung vom 23.121.1992 wird entsprechend aufgehoben.

29. Anträge der Fraktion 

Vereinbarung zur Verbesserung der Verkehrsverhält-             - Drs. 682 

​nisse auf dem Ostufer der Kieler Förde 

-------------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Vereinbarung über den Bau der B 502 zwischen Kiel und Heikendorf


(Anlage 1) wird wie folgt geändert:


1. § 1 der Vereinbarung erhält folgende Fassung:

Der Bau der B 502 zwischen Brodersdorf und Schwentinebrücken-Nordknoten soll entsprechend Planfeststellungsbeschluß vom 21.05.1987 einschließ​lich ergänzendem Planfeststellungsverfahren mit Unterlagen vom 31.05.1990 und den Bebauungsplänen Nr. 355/646/647/650 - rechtsverbind​licht seit dem 25.06.1970/31.07.1984/07.10.1983/23.04.1993 - so bald wie möglich vierspurig realisiert werden.


2. § 2, letzter Satz, wird wie folgt gefaßt:

Vollendung der 2. Richtungsfahrbahn im Benehmen mit dem Bund/Land Schleswig-Holstein nach vorheriger haushaltsrechtlicher Zustimmung der Kieler Ratsversammlung.

Stadtrat    D i e k e l m a n n    (CDU) zieht den Änderungsantrag seiner Fraktion - Drs. 682 - zurück. Es besteht Einvernehmen, die beiden diesem Änderungsantrag beigefügten Schreiben an die Vereinbarung zum Bau der B 502 anzuhängen, womit sie Bestandteil der Verwaltungsvorlage werden.


Beschluß über Drs. 568 in 


der nunmehr vorliegenden Form: Nach Antrag - mit Mehrheit 





mit 5 Gegenstimmen

30. Betreff:  126. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt    - Drs. 669 




​Kiel für das Baugebiet Kiel-Gaarden; Hörn,




"Zur Fähre", Werftstraße, "Haken"(Entwurfs-




beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Gaarden, südlich der Straße "Zur Fähre"

zwischen Hörn und Werftstraße wird die 126. Änderung des Flächen​nutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.




Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

31. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 838 (Vorentwurf) für das           - Drs. 670 





​Baugebiet Kiel-Gaarden; Hörn,"Zur Fähre", Werft-






straße, "Haken" (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:

Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Hörn, westliches Hörnufer, "Zur






Fähre", Werftstraße, südlich "Haken" wird der Bebauungsplan

Nr. 838 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 686 für das Baugebiet Kiel​Gaarden zwischen dem Kieler Hafen, Werksgelände Howaldtswerke Deutsche Werft AG, Werftstraße und der südlichen Grenze der Flur​stücke 94, 95, 116, 6 der Flur N 15 wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

32. Betreff:  Eckpunkte einer Mitbenutzungsvereinbarung der II.    - Drs. 631 ​Medizinischen Klinik der Christian-Albrechts-






Universität im Städtischen Krankenhaus


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:

Dem mit Erlaß vom 13.09.1993 durch das Ministerium für Wissen-

schaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein vorge​schlagenen Eckpunkten für das Verbleiben der II. Medizinischen Klinik der Christian-Albrechts-Universität im Städtischen Kran​kenhaus wird zugestimmt.

Hinsichtlich der Übertragung freiwerdender Stellen sowie hin​sichtlich der Übernahme wissenschaftlicher Stellen durch das Land erfolgt die Zustimmung unter der Bedingung, daß eine Einigung zwischen Land und den zuständigen Personalräten gelingt.

Nach Abschluß eines Vertrages auf der Basis dieser Eckpunkte ist die gegen das Land Schleswig-Holstein abhängige Klage beim Ver​waltungsgericht zurückzunehmen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

33. Kleine Anfragen 

a) Einsatz von Fahrrädern bei Dienstgängen im                  - Drs. 664 ​Stadtgebiet



------------------------------------------ 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. In welchem Umfang werden von Mitarbeitern der Stadt Kiel zur Erledi​gung dienstlicher Obliegenheiten, d. h. auf Dienstgängen im Stadtge​biet Fahrräder benutzt?



2. Wieviele dieser Fahrräder sind 




a) vom Dienstherrn gestellt bzw. 




b) Privateigentum der städtischen Mitarbeiter?

3. a) Inwieweit wird sich der derzeitige Einsatz von Fahrrädern kosten- senkend für die Stadt Kiel aus bzw. 

b) welches Einsparpotential ist bei vermehrtem Einsatz von Fahrrädern vorhanden?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

b) Hilfen für alleinstehende Wohnungslose                      - Drs. 686 


​-------------------------------------- 



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Welche zusätzlichen Maßnahmen sind für die Betreuung und Unterbrin​gung alleinstehender Wohnungsloser für den kommenden Winter vorgese​hen?

2. Welche weiteren niedrigschwelligen Angebote außerhalb der nicht aus​reichenden Container-Lösung sind vorgesehen?

3. Ist die weitere Ausgabe von Decken und Schlafsäcken durch die Stadt Kiel geplant (a) an Bedürftige selbst, (b) auch an andere Vereine/ Verbände, wie z. B. Heilsarmee?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Haushaltsbelastungen aus dem Bau der B 502                  - Drs. 691 


​------------------------------------------ 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. Welche Kosten entstehen der Stadt Kiel aus der Baulast der ersten und ggf. der zweiten Ausbaustufe der B 502, wenn die Vereinbarung zwi​schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Land Schleswig-Holstein sowie der Landeshauptstadt Kiel über den Bau der B 502 zwischen Kiel und Heikendorf in Kraft getreten ist?

2. Werden die erforderlichen Mittel in der mittelfristigen Finanzplanung der Stadt ab 1994 berücksichtigt?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

34. Große Anfragen 

a) Bestand und Wirtschaftlichkeit der städtischen              - Drs. 646 ​Liegenschaften



---------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. Wie viele Liegenschaft befinden sich z. Z. im Eigentum der Stadt Kiel und wer verwaltet sie?



2. Wie teilen sich diese Liegenchaften auf in





- unbebaute 





- gewerblich genutzte 





- öffentlich genutzte 





- zu Wohnzwecken genutzte 





- gemischt genutzte

Objekte? Welche Verkehrswerte, wieviel Mieteinheiten, welche Wohn-/ Nutzflächen und welcher Reparaturstau ergeben sich in den einzelnen Kategorien?

3. Wie viele Objekte sind durch den angelaufenen Reparaturstau - insbe​sondere durch Schwammbefall - in ihrem Bestand gefährdet, wenn inner​halb der nächsten drei Jahre keine Sanierung erfolgt?



4. Wie will die Stadt Kiel sicherstellen, daß

- die nach 3 erforderlichen Sanierungen durchgeführt werden 

- der ansonsten aufgelaufene Reparaturstau so rechtzeitig abgebaut wird, daß keine weiteren Bestandsgefährdungen zu befürchten sind?

5. Wie viele der nicht öffentlich genutzten Liegenschaften sind nicht veräußerbar und woran würde eine Veräußerung scheitern?

6. Werden für die städtischen Liegenschaften wohnungswirtschaftlich fun​dierte Kalkulationen erstellt, die insbesondere auch den künftigen Instandhaltungsbedarf berücksichtigen?

7. Stellt die Stadt Kiel Grundstücke für die Realisierung von Projekten im frei finanzierten Geschoßwohnungsbau zur Verfügung? Können in die​sem Zusammenhang auch nicht unternehmerische Investoren berücksich​tigt werden, die nur einzelne Objekte errichten wollen?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

35. Betreff:  Bericht über regionale Verflechtungen im             - Drs. 687 ​


Großraum Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:   Der Magistrat wird beauftragt, der Ratsversammlung einen Bericht über die regionalen Verflechtungen bei übergemeindlichen und an​deren regional-bedeutsamen Leistungen und Angeboten im Großraum Kiel (Landeshauptstadt Kiel/Kieler Umlandgemeinden) vorzulegen.

Ergänzend zur Zusammenstellung der übergemeindlichen Leistungen im Vorbericht zum Haushaltsplan 1993 soll der Bericht insbesonde​re Auskunft darüber geben,

- in welchem Umfang in der Landeshauptstadt Kiel bzw. in den Um​landgemeinden regional-bedeutsame Angebote und Leistungen in den untengenannten Bereichen vorgehalten werden,

- mit welchen Kosten die Vorhaltung der Angebote und Leistungen für die Landeshauptstadt Kiel bzw. für die Umlandgemeinden ver​bunden ist,

- in welchem Maße eine beidseitige Nutzung der Angebote und Lei​stungen gegeben ist,

- in welchem Maße eine beidseitige Kostenbeteiligung gegeben ist bzw. durch Angebotsnutzung (z. B. im Kulturbereich) zur Kosten​deckung beigetragen wird,

- in welchem Verhältnis beidseitiger Aufwand und Nutzen zueinan​der stehen (für die Landeshauptstadt und für die Umlandgemein​den),

- in welchem Maße das Land an den Kostendeckungen beteiligt ist. Folgende Bereiche sollen möglichst berücksichtigt werden:






- Regionaler Arbeitsmarkt und Berufspendler/innen-Verflechtung






- Ausbildungsangebote/Ausbildungspendler/innen-Verflechtung






- Einkaufspendler/innen-Ströme

- Vergabe von öffentlichen Aufträgen in der Region/Entwicklung der öffentlichen Investitionstätigkeit






- Ver- und Entsorgungsleistungen und Nutzungen



- Nahverkehrsangebote in der Region



- Regionaler Wohnungsmarkt

- Entwicklungen auf dem Gebiet der Gewerbegebietsausweisungen und der Gewerbeansiedlungen



- Kulturangebote in der Region



- Freizeit-/Naherholungs-/Fremdenverkehrsangebote



- Schulangebote/Schüler/innen-Beförderung

- Angebote/Leistungen der Kinder- und Jugendbetreuung

- Angebote/Leistungen auf dem Gebiet der Sozialpolitik/-versor​gung

Darüber hinaus soll der Bericht Angaben enthalten über die Ent​wicklung der

- Einwohner/innen-Zahlen in der Landeshauptstadt Kiel und in den Umlandgemeinden,

- Zahl der Beschäftigten, der Arbeitslosen und der Sozialhilfe​empfänger/innen in der Landeshauptstadt Kiel und in den Umland​gemeinden,

- steuerlichen Einnahmen und allgemeinen Finanzzuweisungen in der Landeshauptstadt Kiel und in den Umlandgemeinden bzw. -kreisen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Organisationsuntersuchung "Verwaltungsreformmodell   - Drs. 688 ​



für die Landeshauptstadt Kiel"


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
1. Für eine Organisationsuntersuchung, die noch im laufenden Jahr

in Auftrag gegeben werden soll, wird einer Ausgabe von insge​samt 380.000 DM zugestimmt. Davon entfallen 150.000 DM auf das Jahr 1993 und je 115.000 DM auf die Jahre 1994 und 1995.

2. Der in 1993 fällige Teilbetrag wird als außerplanmäßige Ausga​be im Unterabschnitt 020 genehmigt. Die in 1994 und 1995 fäl​ligen Teilbeträge sind in die Haushaltspläne dieser Jahre auf​zunehmen.

3. Die Ausgabe in 1993 wird gedeckt durch eine Sonderbedarfszu​weisung in Höhe von 150.000 DM, die der Innenminister des Lan​des Schleswig-Holstein zur Förderung des Projekts bewilligt. Die Sonderbedarfszuweisung wird als außerplanmäßige Einnahme im Unterabschnitt 020 veranschlagt.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

37. Verschiedenes

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung


der Ratsversammlung am 25. November 1993 stattfindet.


Ratsherr

M a l o n n    (CDU) berichtet, bei Dreharbeiten des Fernsehma-


gazins "Panorama" zum Thema "Gewalt in Kindergärten" soll es im Kindergar-

ten in der Richthofenstraße zu provozierten Prügelszenen gekommen sein. Er fragt an, ob jemand den Sachverhalt aufklären kann.

Stadtrat    S c h r o e d t e r   (SPD) teilt mit, daß ihm der Vorgang nicht bekannt ist, er dem Fragesteller jedoch eine Auskunft zukommen lassen werde.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführerin         2. Schriftführerin

Stellv. Stadtpräsident

Protokollführer

